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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 RS 2/13 B 
 
L 1 R 113/10 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 8 R 150/08 (SG Halle) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d  sowie die Richter Dr. K o l o c z e k  

und K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 18. Oktober 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 18.10.2012 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf Fest-

stellung von Zeiten der Zugehörigkeit zur Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen, 

künstlerischen, pädagogischen und medizinischen Einrichtungen der DDR (AVWiss, Zusatzver-

sorgungssystem Nr 4 der Anlage 1 zum AAÜG) verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Zu deren Begründung trägt er vor, das SG teile "durchgängig eine falsche rechtliche 

Position der Beklagten zur Klage mit". Alle Gerichte hätten verkannt, dass unmittelbar nach An-

tragstellung zur Berufung zu DDR-Zeiten zugleich die Zusage zur Erteilung der Zusatzversor-

gung erfolgt sei. Durch die "Nichtberücksichtigung dieser rechtserheblichen Vorgänge durch die 

Gerichte" werde er ungleich behandelt. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist offensichtlich unzulässig, weil sie nicht formge-

recht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht geltend gemacht. Der Kläger be-

ruft sich vielmehr auf die vermeintliche Unrichtigkeit des angefochtenen Urteils in der Sache. 

Hierauf kann jedoch nach dem Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG eine Nichtzulassungs-

beschwerde nicht gestützt werden. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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